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Ueber Anwendung des Art. 15 des Staatsgrundgeſehes von 21. December 
1867 über die allgemeinen Rechle der Staatsbürger, in Rückſicht auf die 
Autonomie iſraelitiſcher Cultus⸗Gemeinden. 

Die Gemeindevorſtehung iſt nicht compekent bie von ber Gemeindevertrelung! 
in Grlebigung der Gemeinderechnungen gefaßten Beſchlüſſe zu exegufren. 

Die Gemeinde, welche durch eine Anzeige über eine vermelntlſche Orbuungs⸗ 
wibrigkeit eine commiflionelle Erhebung der Behörde veranlaßt, kann 
nicht als „Partei“ im Sinne der Commiſſtonskoſtenvorſchrift angefehen 
werben, 

Zur Frage der Haftung für außerhalb des Jagbgebietes angerichtete Milde 
ſchäden. 

Verorbnungen. 


Bur Auslegung von Stiftungen. 


Zwiſchen den früheren Grundherrſchaften und ihren Unterthanen 
beſtanden manchmal eigenthümliche Rechte verhältniffe. So beſaß die 
Gefammteit der ehemalſgen Unterthonen der Herrſchaft Ti. in Ober⸗ 
österreich ein ſogenanntes Brandſteuercaſſenvermögen, welches den Zweck 
hatte, den durch Feuer geſchädigten Unterthanen Beihilfe zu lelſten. 
Die Herrſchaſt hatte als Mitgründerlu des urfprünglichen Fondes 
bedeutenden Einfluß auf die Verwaltung und Verwendung des in 
Frage ſtehenden Vermögens, Mit dem Aufhören des Unterthänigkeits⸗ 
Verbandes wurde nach vielem Dräugen einem aus den ehemaligen 
Unterthauen gebildeten und polltiſch genehmigten Unterſtützungsverelne 
jenes Vermögen übergeben. 

Lappetit vienf en mangeant. Bei der Herrſchuft Tt. beſtand 
für die ehemaligen Unterthanen auch ein Spital (Spitalsſtiftung). Die 
Verwaltung des geſtifteten Vermögens diefes Spitales ſtand ſtiftungs⸗ 
mäßig der Herrſchaft zu; allein die ehemaligen Unterthanen, welche 
letzt einen Central⸗Wirkungs⸗ und Bertretungspunkt in dem obgedachten 
Vereine befaßen, meinten, daß, weil diefes Spital größtentheils aus 
den Mitteln ehemaliger Unterthanen gegründet und zu Gunſten der⸗ 
ſelben geftiftet fei, dasſelbe gerade fo in die Verwallung der Unter⸗ 
thanen, reſp. des Unterftügungsvereines zu gehen habe, als wie dieß 
mit der Brandſteuercaſſe geſchehen wäre. 

Ueber Proteſt der Gutsherrſchaft wurde die Angelegenheit an die 
Landesſtelle geleitet. Diefe aber entfchied: „daß dem Geſuche des 
Bauern» und Häusler⸗Unterſtützungsvereines ehemaliger Unterthanen 
zu Tt. um Ueberlaſſung des Tt. Spitalfondes in eigene Verwaltung 
keine Folge gegeben werden könne, weil die Bittſteller weder nach 
dem Inhalte der beigebrachten Stiftsbriefe, noch aus befonderen Grün⸗ 
den auf die eigene Verwaltung des fraglichen Stiftungs⸗Vermögens 
Anſpruch haben und weil der zur Verwaltung des letzteren berufene 
Beſitzer der ehemaligen Herrſchaft Tt. nicht geneigt fei, dieſe Ver⸗ 
waltung den Bittſtellern freiwillig zu übergeben.“ 


Das Miniſterium des Innern beftätigte die vorſtehende Entſchel⸗ 
dung mit der Andeutung, daß die Gutsinhabung die Stiftungs⸗Ver⸗ 
bindlichkeiten im Auge behalten müffe, Der Super⸗Recurs ) (1866) an 
den Katſer hatte gleſchfalls keinen Erfolg für die ehemaligen Unterthanen. 

Im Jahre 1869 wandten ſich nun die Unterthanen an dle Ber 
zirkshauptmannſchaſt W. mit dem Erſuchen, Erhebungen zu pflegen, da 
iu mehrerer Beziehung nicht ſtiſtungsmäßlg verwaltet werde. Die 
Bezirkshauptmannſchaſt entſchied nach ſtaltgehabter Unterſuchung, daß, 
weil nur hilfsbedürftige ehemalige Unterthanen der Herrſchoft Tt. 
ſtiftungsmäßig in dem Spitale Unterkunft finden dürften, einige 
Spitaliften aus dem Spitale zu entfernen ſelen, und daß die Guts⸗ 
inhabung ſich künftig ſtiftungemäßig zu benehmen habe. 

Dagegen rerurrirte die Gutsinhabung, und es erkannte die Landes⸗ 
ſtelle nach auderweitigen Erhebungen und Unterſuchungen, daß die Anz 
ſicht der Bezirkshauptmannſchoft W., es ſelen nur ehemalige Unter⸗ 
thanen der Herrſchaft Tt. zum Stiftungsgenuſſe zuzulaſſen, unrichtig 
ſei und die aus dieſer Anſchauung erfloffene Verfügung aufgehoben 
werde. Hingegen aber verfügte die Landesſtelle in Conformität mit der 
Bezirkshauptmannfchaft, daß erwerbsfähige Perſonen nicht in das Spital, 
insbeſondere nicht gegen einen Miethzins, untergebracht werden dürfen. 

In Folge deſſen recurrirten bezüglich des erften Punktes die 
ehemaligen Unterthanen an dos Miniſterium des Innern und bemerkten, 
„daß es mit dem Begriffe eines Spitales für ehemalige Unterthanen 
der Herrſchaft Tt. unvereinbar ſei, eosmopolltiſch auch andere Perfonen 
zur Pflege zuzuloſſen.“ 

Zum Thathbeſtande und zur weiteren Orientirung wird noch Fol⸗ 
gendes bemerkt: 

Ueber die Abſicht des Stifters gibt der jüngſte und allein 
maßgebende Stiftbrief vom 31. Dezember 1793 Auſſchluß. 
In dieſer Urkunde werden die „veralteten ſchwachen Unterthanen“ als 
diejenigen bezeichnet, für welche das Spital errichtet wurde. Dieſer 
Stiftbrief iſt das Jüngfte Inſtrument, und er muß als allein maß⸗ 
gebend angejehen werden. Diefer Stifibrief iſt an die Stelle der 
älteren Stiſtungsurkunden getreten, denn im Texte dieſes Juſtrumentes 
heißt es ausdrücklich: daß vermöge hoher Regierungs⸗Verordnung 
vom 5. März 1793 über alle Stiftbriefe der milden Verſorgungs⸗ 
anſtalt ein einiger Stiftbrief entworfen werden ſolle. Das iſt bei 
der Tt. Spitalsſtifeung geſchehen, und der Regierungs ⸗Erlaß vom 
5. März 1793 war der Anlaß zur Errichtung dieſes Inſtrumentes 
vom 31. December 1793. Diefer Stiftbrief trägt die Beſtätigungs⸗ 
Klouſel der oberöſterreſchſſchen Landesregierung, womit anerkannt iſt, 
daß die Beftimmungen dieſes Stiftbrlefes mit Weſen, Zweck und Ab⸗ 
ficht der urſprünglichen Stiftung und mit den Beſtimmungen der älteren 
Urkunden im Einklange ſtehen. 

In Erwägung dieſes Umſtandes und ohne Berlückſichtigung des 
von der Gutsherrſchaft Tt. angeregten Bedenkens, daß wenn blos 
ehemalige Unterthanen van Tt. zur Stiftung berufen ſeien, zu 
befürchten ſtehe, daß bei dem allmäligen Ausſterben der ehemaligen 
Unterthanen das Stiftungs-Beneficium immer eingeſchränkter und all⸗ 
mülig ganz unmöglich werde, und daß im Laufe der Zeit es [Ih ganz 
verwifchen werde, wer ehemals Unterthan geweſen fei, entſchied das 


) Maieſtäfsrecurs, die vormalige IV. Inſtanz. 


Miniſterium des Innern unter dem 11. Juni 1870, Zahl 4757, 
daß zum Genuſſe der fraglichen Stiftung nur ehemalige Unterthanen 
der Herrſchaft Tt. und beziehungsweiſe jene Perſonen, welche es wären, 
wenn der Unterthansverband noch fortheftünde, berufen jeien, weil hier 
lediglich der Stiftbrief vom Jahre 1793, welcher die verſchiedeuen 
älteren Stiftungs⸗Beſtimmungen zuſammenſaſſe und welcher von der 
competenten Stiftungs⸗Behörde als mit dem Wefen, Zweck und den 
Intentionen der urſprünglichen Stiftung übereinſtimmend beſtätigt wor⸗ 
den fei, als maßgebend erſcheine und in dieſem Stiftungabriefe die 
„veralteten ſchwachen Unterthanen“ als diejenigen bezeichnet vorkommen, 
für welche das Spital beſtimmt ſei. E. 


— 


Mittheilnugen aus der Praxis. 


Ueber Anoendung des Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. Derein⸗ 
ber 1867 über Die allgemelnen Rechte der Staatsbürger, in Rückſicht auf 
die Autonomie iſraelſtiſcher Cultus-Gemeſuden 


Die iſraelitiſche Gemeinde zu N. hat am 6. Jänner 1868 den 
Beſchluß gefaßt, die daſelbſt beſtehenden kleinen Belhäufer zu ſchlleßen, 
welcher Beſchluß nach vorausgegangener Publication auch durchgeführt 
wurde. Von dieſer Verfügung wurde auch die „Gutmann⸗Schule“ 
benannte Synagoge getroffen; dieſelbe wurde geſchloſſen und deren 
Mobilar⸗Stiftungsvermögen von dem Gemeindevorſtande übernommen. 
Hlegegen haben die zur erwähnten Synagoge gehörigen Ifraellten nach 
fruchtloſein Proteſte bei dem k. k. Bezirkgamte eine Beſchwerde einge⸗ 
bracht. In derſelben wurde im Weſentlichen geltend gemacht, daß 
die ſeit mehr als hundert Jahren beſtehende „Gulinaun⸗Schule“ eine 
fromme Stiftung von Privatperſonen fel; daß das Bethaus nicht 
Eigenthum der Ifraeliten-Gemelnde fer; daß die Elgenthümer der 
Betfige durch die verfügte Schließung in ihren Privatrechten verlegt 
wurden; daß die „Gutmann⸗Schule“ ein Bedürfniß für die allgemeine 
Bethelligung an den gottes dieuſtlichen Verrichtungen, namentlich an den 
Feiertagen ſet, und daß die zur genannten Schule gehörigen Ifraelſten 
gewiſſermaßen eine für ſich beſtehende Cultusgenoſſenſchaft bilden, indem 
dieſelben auch für die eigentliche Nikolsburger Cultusgemeinde niemals 
Beiträge geleiftet haben. 

Das k. k. Bezirksamt hat ſich auf Grund des Art, 15 des 
Staaksgrundgeſetzes vom 21. December 1867 über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger zur Entſcheldung dieſer Beſchwerde für in⸗ 
competent erklärt und die Beſchwerdeſührer rückſichtlich der angeblich 
verletzten Privatrechte auf den Rechtsweg gewieſen. Dieſelben ver⸗ 
ſuchten ihrem Anliegen beim Landesausſchuſſe Geltung zu verſchaffen; 
letzterer erklärte jedoch unter Hinweiſung auf die Beſtimmungen des 
Gemeindegeſetzes, die Angelegenheit als nicht zu feinem Wirkungs⸗ 
kreiſe gehörig. 

Es wurde nun gegen den oberwähnten bezirksämtlichen Erlaß ein 
Recurs bei der Stalthaltevei eingebracht, welche jedoch denſelben mit 
Entſcheidung vom 23. Juni 1868, Z. 11.433, beſtätigte. — Dagegen 
wurde ber dem k. k. Mimiſterium für Eultus uud Unterricht der 
Recurs eingelegt und hierin insbeſondere betont, daß, da eine hierar⸗ 
chiſche Gliederung bei den Iſraeliten wicht beſteht, im Sinne der 
recurrirten Entſcheidung eine Verfügung eines iſraelitiſchen Gemeinde⸗ 
vorſtandes ganz und gar inappellabel wäre. 

Das Miniſterium fand ſich veranlaßt, zur vollen Klarſtellung der 
obwaltenden Verhältniſſe einige Nachtragserhebungen anzuordnen und 
hat ſodann unterm 14. Mai 1869, 3. 11.643, die nachfolgende Ent 
ſcheidung getroffen: Aus deu vorgelegten Aeußeruugen ift zu erſehen, 
daß die fogenunnte „Gutmonu⸗Schul⸗Geſellſchaft“ in N. niemals eine 
außerhalb der dortigen Iſraelitengemeinde ſtehende ſelbſtſtͤndige Syna⸗ 
gogen⸗ oder Eultusgemeinde gebildet hat, daß vielmehr die in der 
Ifraelitengemeinde zu N., Paus Nr. LXXV, Antheil 3, gelegene 
Männer- und Weiberſchule, welche nun mit dem Namen der „Gut⸗ 
mann⸗ Schule“ bezeichnet wird, als Eigenthum der Judengemeinde zu 
N. grundbächerlich eingetragen iſt. Es muß ſonach die vom Vorſtaude 
der iſraelttiſchen Cultusgemeinde daſelbſt beſchloſſene und nach Verlaut⸗ 
barung in den Synagogen vollzogene Schließung der „Gutmann⸗ 
Schule“ als eine Maßnahme betrachtet werden, die im Sinne des 
Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867 über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger der gedachte Vorſtand in feinem 
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ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe vorgenommen hat. Aus dieſem Grunde 
wird dem im Namen mehrerer Milglieder der „Gutmann⸗Schul⸗ 
ſellfchaft“ eingebrachten Miniſterialrecurſe gegen den Statthalterei⸗ 
laß vom 23. Juni 1868, mit welchem die Jugerenz auf die in Rede 
ſtehende Angelegenheit als nicht zum Wirkungskreiſe der poliliſchen 
Behörde gehörig, abgelehnt wurde, und die Recurrenten hinſichtlich 
des Schutzes ihrer angeblichen Privatrechte auf den elvikrechklichen Weg 
verwiefen worden find, unter Aufrechthaltung des berufenen Statt⸗ 
halterei⸗Erlaſſes keine Folge gegeben. (Ger.⸗Ztg.) 


Die Gemeludevorſtehung iſt nicht competent, die von der Gemelndever⸗ 
tretung in Erledigung der Gemeiuderechuungen gefaßten Beſchlüſſe zu 
ereqniren. *) 


Die Geineinde O. hat eine Rechnungsforderung an den früheren 
Gemeindevorſteher Marlin S. Dieſe Rechnungsmängel wurden dem 
Martin S. gegen Empfangsſchein zugemittelt und demſelben mittelſt 
giltigen Gemeindebefchluſſes der Erſatz vorgeſchrleben. S. hat aber die 
Rechnungsmängel weder erläutert, noch berichtigt, noch überhaupt elne 
Antwort erteilt. 

Ueber eine zu Protokoll gegebene dießfällige Beſchwerde forderte 
der ſtelermärkiſche Landesausſchuß den Bezirksausſchuß in M. auf, 
die Gemeinde O. zu belehren, daß die fragliche Erſatzſorderung im 
Sinne des 8. 80 *) der Gemeindeordnung für Steiermark einzu: 
bringen ſei. 

Der Bezirksausſchuß, welcher dieſe Entſcheldung mit dem Sinne 
des $. 80 G. O. nicht in Einklang bringen konnte, wendete ſich nun 
ſelbſt an den Landesausſchuß mit der Bitte um nähere Belehrung über 
die Zulͤͤffigkeit eiuer ſolchen Einbringung. 

Der Landesausſchuß ſprach ſich nun gegenüber dem Bezirksausſchuß 
dahin aus, daß Rechnungserſätze, welche Gemelndevorſtehern kraft eines 
giltigen Gemeindebeſchluffes auferlegt werden, zu jenen Leiſtungen zu 
zählen ſeien, auf welche der 8. 80 des ſteiermärkiſchen Gemeindegeſetzes 
vom 2. Mal 1864 Anwendung zu finden hat, bei deren Hereinbringung 
ſomil, zumal wenn fie weder in Bezug auf den Rechtsgrund, noch be⸗ 
züglich des Ziffers beanftäudet werden, der Rechtsweg ausgeſchloſſen ſei. 
Für dieſe Anſicht ſpreche auch das ſteiermärklſche Landesgeſetz vom 
12. April 1866, Z. 12, 8. G. Bl., nach welchem Geſetze das Recht, 
einen Gemeindevorſteher zur Rechnungslegung zu verhalten, nicht den 
Gerichten, ſondern dem Landesausſchufſe zukomme. Hiebei bemerkte der 
Landesausſchuß noch, daß die Gemeinde, wenn fie die nöthige Kraft zur 
Anwendung der Executionsſchrift nicht befike, ſich an die polltiſche 
Bezirksbehörde um die erforderliche Unterſtützung zu wenden hätte. 

Dieſer Beiſatz war von um fo größerer Bedeutung, da es ſich hierbei 
um die Hereinbringung eines Rechnungserſatzes von einem ausgetretenen 
Gemeindevorſteher handelte, welcher nebſtbel in eine andere Gemelude 
überſtedelt war. 

Der Bezirksausſchuß von M. wendete ſich nun au den Bezirks- 
hauptmann daſelbſt, wurde aber von demſelben verſtändiget, daß er ſich 
ohne höhere Welſung nicht für ermöchtiget halten könnte, gegen den 
betreffenden Gemeindevorſteher im Executſonswege vorzugehen, indein 
dieſes uur nach vorausgegangenem Civilrechtsverfahren im gerichtlichen 
Wege ſtattfinden könne. 

Der Bezlrksausſchuß bat nun um Eutſchetdung in dieſer Au⸗ 
gelegenheit bei der Statthalterei; dieſe vertrat dem Landes ausſchuſſe 
gegenüber die Auſicht, daß Rechnungserſätze von Gemeindevorſtehern 
niemals zu jenen Geldleiſtungen gezählt werden können, welche der 
8. 80 des Gemeindegeſetzes im Ange hat, und daß hier vielmehr ein 
Pripatrechtstitel vorwalte, nämlich das Eigenthumsrecht, welchen die 
Gemeinde im Weigerungsfalle nur im Privatrechtswege verfolgen und 
geltend machen könue. Dabei wurde auf andere Gemeindeordnungen 
3. B. auf jene für Böhmen uud für Galizien hingewieſen, welche 
ausdrücklich die Beſtimmung enthalten, daß derlei Erfaßforderungen 
der Gemeinden im Rechtswege geltend zu machen find. 

Da der Landesausſchuß bei feiner gegeittheiligen Anſicht verharrte 
und erklärte, daß, falls derſelben nicht beigetreten werde, eine authen⸗ 
tiſche Erklärung oder Aenderung der Gemeindeordnung hervorgerufen 
werden müffe, um die Meinungsdifferenz zu löſen, fo wurde von der 


) Man vergleiche den Aufſat in Mr. 20 S 77, des heurigen Jahrganges 
der „Zeilſchrift für Verwaltung“ 
®=) Behandelnd die Erecutlonsgewalt der Ghemeindevorſteher. 
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Stakthalterei die Entſcheidung des Miniſteriums in der Sache ange⸗ 
ſucht, „indem der betreffenden Gemeinde nicht zugemuthet merden könnte 
wegen Herelubringung ihres Erſatzanſpruches bie zum allfälligen Zu⸗ 
ſtandekommnen eines Landesgeſetzes zu warten.“ 

Das Miniſterium des Innern eutſchied über die dießbezuͤgliche 
Statthaltereivorlage unterm 10. Juli 1870, 3. 10007, in folgender 
Welſe: 

1 15 Hiublicke auf die Beſtimmungen der beſtehenden Geſetz.⸗ 
gebung kann nur der von der Stalthalterei entwickelten, auch vom 
Bezirksausſchuſſe in M. getheilten Anſicht befgeſtinunt werden, daß 
Mechnungserfätze, welche ſich für eine Gemeinde gegen einen ausgetretenen 
Gemeindevorſteher aus einer gelegten Rechnung ergeben, von Seite der 
Gemeinde nur im Rechtswege geltend gemacht werden konnen. 

Für dieſe Anſicht bildet eben das vom Landesausſchuſſe ſelbſt 
berufene Landesgeſetz vom 12. April 1866, L. G. Bl. Nr. 12, einen 
wetleren Beleg, durch welches Geſetz dem Landesausſchuſſe das Recht 
eingeräumt wird, im ſelbſtſtäudigen Wirkungskreiſe ſäumige Gemeinde⸗ 
vorſteher mit Geldſtraſen bis zu einer beſtimmten Höhe zu belangen, 
und diefe Strafe auch gegen ausgetretene Gemeindevorſteher zu dem 
Ende anzuwenden, um ſie zur Amtsübergabe und zur Legung der für 
ihre Amtsdauer aueſtändigen Rechnung zu verhallen. Dieſes Geſetz 
beweiſet, daß es einer beſondereu geſetzlichen Beſtimmung bedurfte, 
um den höheren autonomen Organen das Befugniß von Zwangsmitteln 
gegen ausgetretene Gemeindevorſteher in Angelegenheit der Rechnungs⸗ 
legung zuzuwenden, Allein ſelbſt bei Beſtaud diefes Geſetzes müßte der 
Rechtsweg ergriffen werden, wenn die erwähnten Zwaugsmlittel ihren 
Zweck nicht erreichen; auch müßte, wenn die Rechnungslegung im 
Rechtswege bewirlt wurde, der Rechnungsproceß nach Vorſchriſt der 
Gerichtsordnung durchgeführt werden, gleichwie biefer Proceßweg ſelbſt 
den 1. f. Beamten laut Hoſkanzletdeeret vonn 17. Februar 1843, 
Z. 4526, und vom 22. Juni 1843, Z. 19357, vorbehalten iſt.“ 

Das Mimiſterium des Innern ermächtigte daher die Statthalterel, 
die vom Landesausſchuſſe in dem ſpectellen Falle der Gemeinde O. 
augeſprochene Mitwirkung der politiſchen Behoͤrde zur Einbringung 
eiues ſolchen Erſatzes abzulehnen. W. 


Die Gemeinde, welche durch elne Anzeige über elne vermeintliche Ord⸗ 

nungswfdrigkeit eine tontmliſſtonelle Erhebung der Behörde veranlaßt, 

kaun nicht als „Parte!“ im Sinne der Commiſſlanskoſtenvorſchrift ans 
geſehen werden. 


Die Statthalterei in P. hat im Einvernehmen mit dem Landes⸗ 
ausſchuſſe in einem Erlaſſe, auf Grund der zum Zwecke der Regelung 
des Mauthweſens im Bezirke B. durchgeführten kommiſſtonellen Ver⸗ 
handlungen, die Einhebung der Mauth auf der L. K.. er Bezirks⸗ 
ſtraße unter Anderem in W. bewilliget. Bei der dieſer Mauthbewil⸗ 
ligung zu Grunde liegenden eommiſſtonellen Verhandlung des Bezirks⸗ 
Ausſchuſſes war beantragt geweſen, die Mauth in der Gemeinde W. 
einzuheben. Der Mauthſchranken wurde hiernach urſprünglich auch bei 
der Schmiede in W. aufgeſtellt. Als ſich aber fpäter dieſer Mauth⸗ 
einhebungspunkt infoferu als unzweckmäßig herausſtellte, weil die In⸗ 
ſaſſen von W. dem Mauthſchranken auf einem hinter dem Dorfe fühe 
renden Wege auswichen, fo hat der Mauthpächter Johann N. mit 
Bewilligung des Bezirksausſchuſſes den Mauthſchranken 42 Klaſter vom 
Dorfe entfernt und zwar hinter dem Ejumündungspunkte des zur 
Mauthumgehung berügten Weges aufgeſtellt. 

Gegen dieſe vom Bezirksausſchuß verfügte Verſetzung des Mauth⸗ 
ſchrankens beſchwerte ſich die Gemeinde W. beim Landesausſchuſſe, 
welcher dieſelbe aber auf Grund des 8, 18 des Landesgeſetzes für 
Böhmen (Straßeugeſetz) vom 12. Auguft 1864, Nr. 64 L. G. u. 
V. B., an die landesfürſtlichen Behörden verwies. 

Die Gemeinde brachte ſohin ihre Beſchwerde bei der Bezirks⸗ 
hauptmauuſchaft In J. ein, mit welcher fie die Zurückverſetzung des 
Mauthſchrankens auf den früheren Ort derlangte. 

Die Bezirkshauptmannſchaft wendete ſich an den Bezirksausſchuß, 
welcher die Verlegung des Maulhſchrankens zur Vermeldung von 
Umgehungen desſelben nöthig erachtete, und nahm ſodann eine commiſ⸗ 
ſtonelle Erhebung an Ort und Stelle vor, bei welcher conſtatirt wurde, 
daß der Mauthſchranken 42 Klafter weit von feinem erſten Stand: 
punkte verſetzt worden ſei. Weiter wurden die Gemeindevertreter und 
der Mauthpächter einvernommen, welche übrigens nur der Bezirks⸗ 
hauptmaunſchaft ohnehin actenmäßig bekaunte Thatſachen vorbrachten. 


Das Commiſſionsprotokoll wurde fodann dem Bezirksausſchuſſe aber⸗ 
mals zur Aeußerung mitgetheilt. Dieſer berief ſich auf feine frühere 
Erklärung und bemerkte, daß er die ſtattgefundene Uebertragung des 
Mauthſchrankens als keine Mauthſchraukenverſetzung im Sinne des 
$. 18 des Geſetzes vom 12. Auguſt 1864 Halte, weil Hiehet von der 
urſprünglichen Mauthbewilligung nicht abgewichen worden fei, indem 
der Mauthſchranken wie früher in der Nähe der Schmiede von W. ſtehe. 

Die Bezirks hauptmannſchaft erkauute hierauf, daß der Mauth⸗ 
pächter N. die Verſetzung des Mauthſchrankens eigenmächtig vorge⸗ 
nommen habe, da der Bezirksausſchuß zur Bewilligung der Maulh⸗ 
ſchrankenverſetzung nicht competent war, und deſſen Bewilligung daher 
als unglltig angeſehen werden müfſe, daß daher der Mauthpächter N. 
zur Tragung der aufgelaufenen Commiſſionskoſten verurtheilt werde. 

Eine Abſchrift diefer Entſcheidung wurde der Gemelnde W. und 
dem Bezirksausſchuſſe mit dem Beiſatz bekannt gegeben, daß die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft die ſtattgefundene Verſetzung des Mauthſchrankens 
nachträglich genehmige, da fie zweckmäßig ſel. 

Gegen den Auftrag zur Berichtigung der Commiſſionskoſten recur⸗ 
rirte unn der Pächter N., indem er anführte, daß er die Vornahme der 
commiſſtonellen Erhebung wicht angefucht habe, und daß die Verſetzung 
des Mauthſchrankens über Anordnung des Bezirksausſchuſſes, ſomit 
nicht eigenmächtig erfolgt fei. 

Die Statthalterei hat in Erwägung, daß die Verlegung des 
Mauthſchrankens über Bewilligung des Bezirksausſchuſſes erfolgt, daß 
die commiſſionelle Erhebung durch die Eingabe des Gemeindevorſtehers 
von W. veranlaßt, daß dem Anſuchen der Gemeinde keine Folge ger 
geben, vielmehr die Verſetzung des Mauthſchraukens geuehmigt worden 
tft, dem Reeurſe des N. Folge gegeben und die Berichtigung der 
Commiſſtonskoſten der Gemelnde W. auf Grund der Miniſterlalver⸗ 
ordnung vom 3. Juli 1854, Nr. 169 R. G. B., auferlegt, 

Dagegen nun recurrirte die Gemeinde W., welche in der Ver⸗ 
ſetzung des Mauthſchrankens ohne Zuſtünmung der competenten poll 
tiſchen Behörde eine Uebertretung der Manthvorſchriſten erblickt, und 
daraus folgert, daß zur Tragung der Eommiſſtonskoſten im Straf⸗ 
verfahren immer der Beſchuldigte beziehungsweſſe Verurthellte ber: 
pflichtet fei, und daß der §. 24 der Minſſterialperordnung von 3. Jull. 
1854 hier nicht Anwendung ſinden könne, weil die Gemeinde geſetzlich 
verpflichtet fei, ungeſetzliche Handlungen und Geſetzüberkretungen der 
competenten Behörde zur Kenntuiß zu bringen, und daher aus einem 
ſolchen Anlaſſe nicht zur Bezahlung aufgelaufener Koſten verurtheilt 
werden könne. 

Das Ministerium des Innern gab in ſeiner Entſcheidung vom 
6. Auguſt 1870, 3. 9691, dieſem Reeurſe der Gemeinde W. Folge, 
und zählte dieſelbe von der Verpflichtung der Beſtreitung der Com⸗ 
miſſtonskoſten los, „weil die Gemeinde in dem vorlſegenden Falle, wo 
dieſelbe eine vermeintliche Ordnungswidrigleſt der Behörde zur wei⸗ 
teren Erhebung und Amtshandlung zur Kennkniß brachte, einer Partel, 
wle dieſe der 5. 24 der Miniſterjalverordnung vom 3. Juli 1854, 
R. G. B. Nr. 169, vor Augen hat, nicht gleichgehalten werden kann.“ 
Die Statthalterei wurde ſonach angewiefen, die Beſtreitung der Com⸗ 
nuiſſtonskoſten aus dem Aintspauſchale der Bezirkshauptmannſchaft von 
J. zu veranlaſſen. Km, 


Zur Frage der paftung für außerhalb des Jagdgebletes augerichtete 
Wildſchuͤden. 


J. W., Grundbeſitzer in St., Gemeinde O., beſitzt in dieſer Gemeinde, 
umgeben von Waldungen des Gutes E., mehrere Parcellen im Flächen⸗ 
maße von 3 ½ Joch. Hievon iſt ein Joch mit Korn bebaut. Am 25. April 
l. J. erſtattete J. W. bei der Bezirkshauptmannſchaft M. die Anzeige, 
daß ihm auf dieſem mit Korn bebauten Acker von dem Hochwilde aus 
den benachbarten Wäldern des Gutes E. ein bedeutender Schade ver⸗ 
urſacht werde, zu deſſen Erſatz die Gutsinhabung verhalten wer⸗ 
den wolle. 

Das Gut reſp. Forſtamt E. weigerte ſich, bei der diesfalls ans 
beraumten Localerhebung zu erſcheinen und lehnte in einer ſchrifllichen 
an die Bezirkshaupkmaunſchaft M. gerichteten Eingabe jede Verpflichtung 
zum Mildſchadeuerſatze darum ab, weil der beſchädigte Acker nicht zum 
Jagdgebiete des Gutes E. gehört, und das aus den herrfchaftlichen 
Waldungen herauswechſelnde Hochwild vom betreffenden Jagdpichter 
auch geſchoſſen wird. Ueberdieß ſei der Hoch⸗ und Rehwildſtand im 
Forſte des Gutes E, ein ſehr mäßiger. 
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Bei der Localerhebung wurde der Schade auf der vom Kläger 
bezeichneten Stelle ſowohl, wie auch die Spuren von Hochwild allent⸗ 
halben conſtatirt und mit Rückſicht auf die Lage des beſchädigten Ackers 
als ganz zweifellos hingeſtellt, daß der angemeldete und nach⸗ 
gemiefene Schade nur von jenen Hirſchen verübt wurde, 
welche in den Wäldern des Gutes E. gehegt werden. Der 
beſchädigte Grund liege allerdings nicht im guts herrlichen Jagdgebiete, 
fei ober von der herrſchaftlichen Waldung ringsuln begrenzt. Außer in 
dieſen Wäldern exiſtire in der ganzen Umgebung kein Hochwildſtand. 

Die Bezirkahauptmannſchaft M. verurtheilte das Gut, reſp. 
Forſtamt E. zum Erſatze des Wildſchadens, nachdem conſtatirt er⸗ 
ſcheiut, daß derſelbe vom Wild aus den Waldungen des gedachten 
Gutes herrühre. 

Ueber Recurs des Forſtamtes wurde dieſe Entfcheidung auch von 
der Statthalterei beſtätiget. 

Das Minifterium des Innern fand jedoch mit Entſcheidung vom 
1. October 1870, 3. 14183, dieſe Entſcheidung aufzuheben, „nachdem 
der Wildſchade erhobener Maßen nicht im Jagdreviere des Gutes E. 
verübt wurde und ein Jagdinhaber für einen auf fremdem Jogdgebieke 
verurſachten Wildſchaden nicht verantwortlich iſt, inſoferne ſich derſelbe 
nicht etwa durch ein Verſchulden, wie durch die Hegung eines uber 


mäßigen und der Cultur ſchädlichen Wildſtandes verantwortlich 
gemocht hat.“ M. J. 
—ͤͤ —ů— 
Verordnungen. 


Erlaß des Ackerbauminiſteriums vom 16. Auguſt 1870, Z. 3989, betreffend 
die Aufſtellung von Schützleuten bei Uebertretungen der Feldfrepel. 


Das Ackerbauminiſterium bat aus Anlaß vorgekommener Zweifel, durch 
wolche Behörde die nach 8. 29 ber Miniſterialverordnung vom 30. Jänner 1860, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 28, zur Abſchäzung der Schäden aus Feldſreveln berufenen 
„beſanders beeibeten Schätzleute“ zu beeiden ſeien, Berichte über den Gegenſtand 
aus ſäwumtlichen öſterrelchiſchen Ländern abverlangt. 

Aus den Berichten über den bis jetzt eingehaltenen Vorgang in ben ein: 
zelnen Ländern geht zunächſt die erfreuliche Thatſache hervor, daß in ſehr vielen 
Bezirken, ja ſelbſt in ganzen Ländern agrariſche Frevel gar nicht vorgekommen 
ſinb, daher die Aufſtellung eines beeideten Felbſchuhperſonales und beſonders 
beeideter Schätzleute nicht nothwendig war. Es ſind dies vorzüglich ſolche Ger 
genden, wo die Grund beſihwerhältniſſe geordnet find, der Beſitz ziemlich gleich: 
mäßig vertheilt, ein ländliches Proletariat nicht vorhanden, und insbeſondere 
auch der Grundbeſitz ziemlich gut arrondirt iſt, wie in vielen Gegenden Ober: 
öſterreichs, Salzburgs u. |. w., wo der Landwirth mit feinem Geſinde feine 
Selber leicht überfieht, und ſich ſelbſt vor Frevel genügend ſchützt. 

In jenen Bezirken, wo der g 29 des Felbſchutzgeſetzes zur Anwendung 
gekommen iſt, hat man ſich bisher in den meiflen Ländern zur Schätzung in ber 
Regel der gerichtlich beeideten Schützleute bedient. Es haben nämlich die 
meiſten Gerichte veranlaßt, daß ihnen faſt in allen Gemeindevorſtehungen 
Männer vorgeschlagen wunden, welche mit den landwirthſchaftlichen Werthver⸗ 
hältniſſen genau bekannt find, und auch ſonſt vermöge ihres Charakters und 
ihrer Stellung in den Gemeinden ſich als gerichtliche Schätzleute beſonbers 
eignen. 

Dieſe Schützleute wurden in den meiſten Gegenden nicht blos von den 
Gerichtsbehörden im Intereſſe der Gerichtspflege bei Inventuren, bei anderen 
freiwilligen und exekutiven Schähtugen landwirihſchaftlicher Werthobiekle, bei 
ſo lchen Schähungen in Streitſachen ſomie in Straffällen, ſondern auch von den 
meiſten politiſchen Behörden bei Schäzungen in politifchen Angelegenheiten zur 
Erhebung von Elemenlarſchäden, in Jagd-, Forſl⸗ und Steuerangelegenheiten, 
endlich auch non den Gemeindevorſtehungen zu den ihnen obliegenden Schätzungen, 
alſo auch zu jenen des F. 29 des Feldſchutgeſetzes unter Verweiſung auf den 
vor Gericht abgelegten Eib mit dem beſten Erfolge verwendet. 

Da solche Echäpleute in der Regel ohne Rücksicht auf beſondere Fälle 
und nur mit Rücksicht auf allgemeine Charakkereigenſchaften und Kenntniſſe 
vorgeſchlagen und von den Gerichten nach eigener Prüfung beſtellt find, und 
den Eid bei Gericht geleiſtet haben, fo haben auch ihre Aussprüche bei der 
Bevölkerung größeres Gewicht, als die Aussprüche non Schäzleuten, welche für 
einzelne Falle berufen, und in anderer Weiſe beeibet werden. 

Cs find ferner die Abſchähungen von Feldſchäden zur Erlangung des 
Schadenerſatbes im Sinne des 8. 29 des Feldſchutzgeſetzes ihrer Natur nach 


richterliche Akte, welche nur im Intereſſe eines beſchleunigten und minder koſt⸗ 
ſpieligen Verfahrens den Orisvorſtänden und im meiteren Inſtanzenzuge den 
politiſchen Behörden zugewieſen ſind, im Anſchluße an das eben dieſen Organen 
in gleicher Meile zugewieſene Strafverfahren über Feldfrevel. 

Wo ungeachtet der anhängig gemachten Unterſuchung ein Strafurtheil 
nicht geſchöpft und der Schadenerſatzanſpruch z. B. wegen Verjährung 18. 30 des 
Feldſchutzgeſetzes) auf den Civilrechtsweg verwieſen wird, iſt es für die Durch⸗ 
ſetzung des Auſpruches eine weſentliche Erleichterung, wenn die gerichtlich Decibeten 
Schätzleute den Schaben zur Zeit, wo derſelbe noch leichter erkannt, und ſicherer 
beurtheilt werden konnte, dereſts mit dem Ortsvorſtande befichtigt, und beurtheilt 
haben, da fie denn auch in ſpäteren Verfahren dem Eivilrichter weit ſicherere 
Anhaltspunkte für ſein Urtheil zu geben vermögen. 

Mit Rückſicht auf die bargeftellte richterliche Natur der Schätzung ſteht auch 
die von den Gerichten bei ſolchen Beeidigungen gebrauchte Eidesformel, nämlich 
den Richter die Eigenſchaft, welche er zu wiſſen nöthig hat, wahrhaft und 
deullich anzuzeigen, over den Werth der Sache nach beſten Wiſſen und Gewiſſen 
anzugeben u. dgl. im vollen Einklange mit den Verpflichtungen, welche die 
Schäßung von Feldfreveln erheiſcht. 

Auch wurde geltend gemacht, daß es an ſich nicht wünſchenswerth ift, 
bie Eide und die Eidesperſonen zu häuſen, und verſchledene Schähleule für die 
ihrer inneren Natur nach vollkommen gleichartigen Schätzungen von Schäden 
burch die Gerichte, pol ilſſchen Behörden und Gemeindeorgane zu beftellen, daß! 
ſerner ſolche Beeidigungen durch die politiſchen Behörden mit ihren ausgedehnten 
Auntsgebieten umſtändlich und ſchwierig find, den Gemeindevorſtehungen und 
autonomen Organen aber nicht übertragen werden ſollen. 

Insbeſondere dürfe den Worten des g. 29 „beſonders beeibe te Schäh⸗ 
leute“ nicht der Sinn untergelegt werden, als ob es ſich hier um Schätzleute 
handle, welche für jeden beſonderen einzelnen Fall, over welche nur für den 
beſonderen Zweck der Feldfrevelſchäzung beeibet find. Es drucken jene Worte 
nur den Gegenſatz aus, zu dem „beeideten Feldhuter“, welcher die Feldfrevel im 
Schadensbetrage unter fünf Gulden zu ſchähen hat. 

Nach Anſicht des Juſtizj⸗Miniſteriums kann jedoch die Frage, ob ein Be⸗ 
bürfniß vorhanden jei, Schäbleute in vorhinein zu beſtellen, von den Gerichten 
nur nach Veſchaffenheſt ver örtlichen Verhälkniſſe beurtheilt werden, die Gerichte 
können hiebei nur die Zwecke des gerichtlichen Verfahrens im Auge behalten 
und müſſen in Beziehung auf die Auswahl ber Perſon gänzlich ungebunden 
ſein; das Juſtizminiſterium iſt daher auch nicht in der Lage, durch eine allge⸗ 
meine Anordnung darauf Einfluß zu üben, daß an jenen Orten, an welchen 
die Gerichte für ihren Gebrauch keine Schäbleute in vorhinein beſtellt haben 
ſollten, nun derarlige Schägleute von Amtswegen oder über Anſuchen von Ge: 
meinden beſtellt werden. 

Mit Ruckſicht auf dieſen Sachverhalt findet daher auch das Ackerbau⸗ 
miniſterium im Einvernehmen mit dem Minifterium des Innern es bei ber 
bisherigen faſt überall als zweckmäßig erkaunten Uebung zu belaſſen 
Es ſind ſomit die Orlsverſtände anzuweiſen, bei Abſchätzungen von 
Schäden aus Felbfreveln nach g. 29 der Miniſterlalberordnung vom 30. Jänner 
1860 ſich der von den Gerichten für Gerichtszwecke beſtellten und becibeten 
Schähleute zu bedienen; jedoch find in Fällen, wo ſolche Schäßleute nicht oder 
nicht in genügender Anzahl vorhanden ſind, über Erſuchen der Gemeinden für 
die Schätzungen des F. 29 der obigen Verordnung beſondere Schätzleute zu 
beiden. 
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